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Die „unvolitiſche Linie“ 


Am 10. Januar trat Oberſt Koc von der Leitung des „Lagers der nationalen 
Einigung“ zurück. Zu ſeinem Nachfolger wurde der ſoeben in den Ruheſtand getretene 
General Stanislaw Skwarczynſki ernannt. Der Rücktritt des Oberſten 
Koc kam nach den Widerſtänden, auf die er mit ſeiner ſchwankenden politiſchen Taktik 
in den Kreiſen der alten Pilſudſkianhänger geſtoßen war, nicht überraſchend. Offiziell 
wurde ſein Abtreten zwar mit Geſundheitsrückſichten begründet. Die polniſche Preſſe aber 
war ſich einig darin, daß Oberſt Koc dem Gedanken der nationalen Einigung, deſſen 
Verwirklichung ſeine Arbeit gegolten hatte, zum Opfer gebracht werden mußte. Der 
Aufgabe, die Einigkeit im alten Pilſudſkilager, die er durch ſeine Ver⸗ 
ſuche, mit den Oppoſitionsparteien in politiſche Tuchfühlung zu kommen, geſtört hatte, 
wiederherzuſtellen, war Oberſt Koc nicht mehr gewachſen; insbeſondere gelang es ihm 
nicht mehr, die Spannungen, die ſeine politiſche Parat im Legionärverband aug- 
gelöft hatte, zu überbrücken. Ueberdies hatte fich Oberſt Koc, indem er das „Lager der 
nationalen Einigung“ in die Atmoſphäre der ideologiſchen, weltanſchaulichen Erörterungen 
abgleiten ließ, in einen gewiſſen Gegenſatz zu den maßgeblichen Militär⸗ 
kreiſen geſetzt, die die Beibehaltung der „unpolitiſchen Linie“ des alten Pilſudſki⸗ 
lagers verlangten. 

Damit ſind die vordringlichſten Aufgaben, vor die ſich der neue Leiter des „Lagers 
der nationalen Einigung“ geſtellt ſieht, umriſſen. General Skwarczynſki, der, nebenbei 
bemerkt, ein poloniſierter Armenier ift, iſt, wie es ſcheint, ein Gegner aller, 
die Sphäre des Parteipolitiſchen berührenden Experimente. Das Lager, ſo hat er 
am 24. Januar in ſeiner über alle polniſchen Sender verbreiteten Antrittsrede erklärt, 
kenne weder ein Links, noch ein Rechts, noch ein Zentrum. Ver⸗ 
pflichtend für das Lager ſeien die Schriften und Taten des Marſchalls 
Pilſudſki, die Weiſungen, die es von Marſchall o 
erhalte, und die programmatiſche Erklärung des Ober ſten Koc 
bom Februar v. J. (wobei es bemerkenswert ift, daß die Erklärung des Oberſten 
Koc von Skwarczynſki an letzter Stelle genannt worden iſt). Das bedeutet, daß der von 
Oberſt Koc beſchrittene Weg, dieſe oder jene oppoſitionelle Gruppe durch eine entſprechende 
ideologiſche Orientierung an das Lager heranzuziehen, von General Skwarczynſki als 
ungeeignet abgelehnt wird. Aus dieſem Grunde wird auch die Entwicklung der von Oberſt 
Koc ins Leben gerufenen Jugendorganiſation des Lagers von deffen neuem 
Leiter ſehr kritiſch beurteilt. Die Tendenzen dieſes „Verbandes Junges Polen“, die ſich 
ſehr eng an nationalradikale Vorſtellungen anlehnen, wollen nicht zu der „unpolitiſchen 
Linie“ paffen, die General Skwarczynſki einzuhalten gedenkt. 

Was unter dem zunächſt etwas unklaren Begriff der „unpolitiſchen Linie“ zu 
verſtehen iſt, hat die „Gazeta Polſka“ vor kurzem in anderem Zuſammenhange zu erklären 
verſucht. „In dem heutigen Kurs (der polniſchen Regierung)“, hat es in dieſem 
Artikel u. a. geheißen, „kann jede ſoziale Gruppe Momente finden, 
welche ihr wenig entſprechen, doch wird fie gleichermaßen Dinge 
finden, welche ſie offen oder insgeheim wird billigen müſſen. 
Im ſchlimmſten Falle wird ſie etwas finden, was ihren Gegnern zum Leidweſen gereicht 
und was ihr daher um ſo angenehmer erſcheint“. Es iſt das die Methode, jedem 
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möglichen Gegner wenigſtens einen Teil des Windes aus den Segeln zu nehmen, z. B. die 
Judenfrage ſo zu handhaben, daß der Regierung von nationaldemokratiſcher Seite nicht 
der Vorwurf einer judenfreundlichen Geſinnung gemacht werden kann, oder die Deutſchen 
in Polen fo zu behandeln, daß der Vorwurf einer „ungenügenden Wachſamkeit“ der 
Regierung gegenüber der „deutſchen Gefahr“ jederzeit widerlegt werden kann uff. Es iſt 
das eine Methode, die grundſätzlich auf jede ideologiſche Ausrichtung 
im Sinne etwa des Totalismus oder der Demokratie, des Rapis 
talismus oder des Sozialismus uſw. verzichtet. Es iſt freilich nicht 
zu überſehen, daß die „unpolitiſche Linie“ das tafti ſche Ergebnis einer zur 
Tugend proklamierten innerpolitiſchen Verlegenheit iſt, die ſich 
aus der Tatſache ergibt, daß zwiſchen der Regierung und der Volksgemeinſchaft eine 
durch keine vermittelnde Organiſation ausgefüllte Lücke beſteht. 

Dieſe Lücke zwiſchen Regierung und Volksgemeinſchaft ſoll nun 
durch das „Lager der nationalen Einigung“ ausgefüllt werden. Vor der Haushalts- 
kommiſſion des Senates hat Miniſterpräſident Skladkowſki die Frage nach 
dem Verhältnis der Regierung zum „Lager der nationalen Einigung“ dahin beantwortet, 
daß er von dem Augenblick träume, in dem das Lager fo ſtark 
ſein werde, daß es eine Organiſation darſtelle, die die Staatspolitik 
beeinfluſſen könne. General Skwarczynſki ſcheint den Auftrag erhalten zu 
haben, das Lager, welches unter der Leitung des Oberſten Koc in einen gewiſſen Gegenſatz 
ur Regierungspolitik geraten war, der Regierung als Mittler zur Volksgemeinſchaft zur 
Berfögung u ftellen. Eine Ulebereinſtimmung zwiſchen Regierung und Lager fet voraus, 
daß das Sagre auf alle innerpolitiſchen Orientierungsexperimente verzichtet. , Das 
bedeutet, daß fih das Lager damit begnügen muß, den alte n „Un pa rfei lichen 
Block für die Zufammenarbeif mit der Regierung in neuer 
Form wieder aufleben zu laffen, daß es keiner ſozialen, weltanſchaulichen 
und politiſchen Richtung alles, aber möglichſt allen fo viel gibt, daß ſie bewogen 
werden, das Trennende geringer als das Verbindende zu achten. Es iſt das eine Aufgabe, 
die weder Oberſt Slawek als der Leiter des ehemaligen „Unparteilichen Blockes“, noch 
Oberſt Koc als der bisherige Leiter des „Lagers der nationalen Einigung“ zu löfen: 
vermocht hat. 


„Die große Grenze“ 


Unter dem Titel „Die große Grenze. Streifzüge am Rande Europas“ iſt 
kürzlich ein umfangreiches Buch von Gerhard Schultze ⸗Pfaelzer erſchienen 
(Safari⸗Verlag, Berlin 1938. 379 Seiten. Mit 24 Bildern und einer Kartenſkizze. 
Preis 5,80 RM.). Mit der „großen Grenze“ ift die fih vom Nördlichen Eismeer bis zum 
Schwarzen Meer erſtreckende fo wjetiſche Weſtgrenze gemeint. Schultze⸗Pfaelzer 
macht den Verſuch, die politiſchen Spannungen, die an dieſer Grenze beſtehen, und deren 
geſchichtliche und völkiſche Hintergründe verſtändlich zu machen. Er wählt hierzu eine 
ſehr anſchauliche, leicht faßliche Form, die ihre Wirkung auf einen größeren Leſerkreis 
nicht verfehlen wird. Seine Darſtellungsart iſt, den jeweils behandelten Themen angepaßt, 
verſchieden: bildhafte Beſchreibung, anekdotenhafte Erzählung, politiſch⸗hiſtoriſche 
Reportage oder charakteriſierende Bekrachtung. Wer ſich in der weitſchichtigen Literatur, 
die dem deutſchen Lefer über Finnland, Eſtland, Lettland und Litauen, Polen, die Ufraine 
und Rumänien zur Verfügung ſteht, einigermaßen auskennt, dem bietet das Buch Schultze⸗ 
Pfaelzers ſachlich wenig Neues. Aber das iſt auch offenſichtlich nicht der Zweck dieſes Buches. 
Seine Abſicht iſt es, das in der Literatur weit verſtreute und daher nur wenigen gegen⸗ 
märfige Material über dieſe Staaten und ihre Probleme in zufammenfaffender und 
leicht lesbarer Form zu vermitteln. 

Das iſt das Verdienſt dieſes Buches. Oder vielmehr: man könnte das dieſem Buch 
als Verdienſt anrechnen, wenn es nicht eine große Anzahl politiſch bedenklicher 
Fehler enthielte, und vor allem, wenn es nicht eine den Aufgaben der 
deutſchen Oſtpolitik in keiner Weiſe gerecht werdende Haltung 
einnähme. Was zunächſt die ſachlichen Fehler anlangt, ſo ſind dieſe zum weitaus größten 
Teil in den Kapiteln zu finden, die ſich mit Polen befaſſen. Es ſoll im Folgenden 
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eine größere Auswahl diefer Fehler angeführt werden. Der Verfaſſer befindet ſich im 
Widerſpruch zu weſentlichen Erkenntniſſen auch der, polniſchen Geſchichtswiſſenſchaft, 
wenn er behauptet, das alte Polen ſei als Staat an der „überſpannten Kabinetts⸗ 
politik“ und nicht auch an feiner inneren Zerſetzung, die er als „eine Erfindung der Recht: 
ferfigungspropaganda der Teilungsmächte” (I) bezeichnet, zugrundegegangen (Seite 34). 
Der Inhalt der Novelle zum Anſiedlungsgeſetz von 1904 iſt falſch wieder⸗ 
gegeben (Seite 38). Die Theſe, daß das Habsburgiſche Wien gegenüber den 
völkiſchen Beſtrebungen ſeiner verſchiedenen Nationen „wirklich neutral“ geweſen ſei, 
werden die Deutſchen der Kronländer, vor allem die Sudetendeutſchen, aber auch die 
Siebenbürger Sachſen ſchwerlich gelten laffen (Seite 39). Der ſlawiſche Stamm 
der Polanen hat zur Zeit der Entſtehung des altpolniſchen Staates weder am Bug, noch 
am Narew und erft recht nicht am Pripet geſeſſen (Seite 41). Daß „das ſächſiſche 
Deutſchtum“, gemeint ift die deutſche Eliteeinwanderung zur Zeit der Sachſen⸗ 
könige, in Polen „nicht mehr als ein paar elegante Exinnerungen hinterlaſſen“ habe, iſt 
ein beſchämender Irrtum (Seite 53). Wenn die Zerreißung des oberſchleſi⸗ 
ſchen Induſtriegebietes durch Verſailles mit der „Teilungstorheit des 18. Jabr- 
hunderts“ in Parallele geſetzt wird, ſo muß man auch hier wieder eine weitgehende 
Unkenntnis der Ulmſtände, die ſeiner Zeit zum Untergange Polens führten, und vor allem 
eine moraliſche Diskriminierung des era von 1772 feftftellen, der das alte 
Ordensland Weſtpreußen und den deutſchen Netzediſtrikt von der polniſchen Herrſchaft 
befreite (Seite 54). Die nach dem Sturz des Zarentums entſtandene demokratiſche 
ruſſiſche Republik hat nicht, wie Schultze⸗Pfaelzer meint, auf Polen verzichtet, 
ſondern in der Proklamation vom 28. März 1917 lediglich dem Gedanken eines „freien 
Polen“ zugeſtimmt — vorbehaltlich der von der ruſſiſchen Konſtituante über die Grenz⸗ 
änderungen ſpäter zu treffenden Entſcheidungen (Seite 66). Mit der Bemerkung, daß 
der Hafenbau in Gdingen „einfach Zauberei“ fei, ift der der deutſchen Oeffent⸗ 
lichkeit notwendigen Kenntnis der volkswirtſchaftlichen Hintergründe und machtpolitiſchen 
Motive dieſes Baues wenig gedient (Seite 81). Es widerſpricht den Tatſachen und 
dient nur der polniſchen Propaganda, wenn die Behauptung aufgeſtellt wird, daß es vor 
der ſogenannten Teilung Polens in den Nordweſtgebieten des heutigen polniſchen Staates 
verhältnismäßig nicht mehr Deutſche gegeben hätte, als es heute, nach 18 Jahren 
intenfivfter polniſcher Entdeutſchung, dort gibt (Seite 82). Ueber die militäriſchen 
Kräfteverhältniſſe im polniſch⸗ruſſiſchen Krieg von 1920 hätte 
ſich der Verfaſſer bei Pilſudſki, Tuchatſchewſki oder Agricola unterrichten können 
(Seite 84). Zur Zeit des zweiten polniſchen Aufſtandes in Oberſchleſten gab es noch 
keine „A po“ (Abſtimmungspolizei); diefe wurde erſt im Gefolge des zweiten Aufſtandes, 
nach Auflöſung der den Polen unangenehmen Sicherheitspolizei, von der Interallüerten 
Kommiſſion geſchaffen (Seite 98). 

Noch einige Beiſpiele: Es iſt nicht bekannt, wo es im Ruhrgebiet bergbauliche 
Großſiedlungen geben ſoll, „die bei Volksabſtimmungen glatte polniſche Mehrheiten 
erzielen könnten“ (Seite 99). Es iſt ein Irrtum, daß Warſchau in der oberſchleſiſchen 
Aufſtandszeit die Haß propaganda Korfantys „mehrfach in ehrlicher Sorge zu 
bremſen verſuchte“ (Seite 99). Es läßt fih auch mit den Tatſachen nicht vereinbaren, 
wenn Warſchau von der Mitverantwortung für die Greueltaten der 
polniſchen Aufſtändiſchen durch die Behauptung entlaſtet wird, daß nur 
Le Rond und Korfanty die hiſtoriſche Schuld tragen, aber „nicht der nationalpolniſche. 
Staat, der für dieſe Methoden des Wahnſinns nicht verantwortlich war“ (Seite 104). 
Der Begriff der Umpol kung wird in völlig unverſtändlichem Sinne angewandt 
(Seite 110). Die Mitteilungen über die polniſche Agrarreform ſind zum Teil 
mißverſtändlich (Seite 114). Die Redensart von einer „agrariſchen Schickſals⸗ 
gemeinſchaft des nahen Oſtens, an der Deutſche, Polen, Balten (12) und noch 
andere (!) teilnehmen“, läßt entſcheidende ſoziologiſche und agrarſtruktuelle Unterſchiede außer 
Betracht (Seite 114). Die ſachlich unhaltbare und begrifflich unrichtige Bemerkung, 
daß das deutſche und das polniſche Volk „in den 1000 Jahren, ſeit es 
deutſch⸗polniſche Grenzen gibt“, nur zweimal auf großen Feldzügen zuſammengeſtoßen 
feien, entſpringt einer modiſchen Pſychoſe, die fih mit falſchen Argumenten bemüht, den 
an ſich vielleicht richtigen Gedanken einer gewiſſen deutſch-polniſchen Schickſalsparallelität 
zu vertreten; vor allem überſieht diefe Bemerkung, daß fih der Kampf zwiſchen Deutſch⸗ 
tum und Polentum durch die Jahrhunderte weniger auf kriegeriſchem, als auf volks- 
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politiſchem Gebiete 1 8 hat (Seite 116). Die weitere Behauptung, daß es 
bei den erwähnten beiden Kriegen (Tannenberg 1440 und Warſchau 1656) „nicht um 
die Exiſtenz des polniſchen Staates, ſondern um eine begrenzte Streitfrage 
ging“, läßt die Tatſache außer Betracht, daß die Frage nach der Daſeinsberechtigung 
eines polniſchen Staates durch die Jahrhunderte immer wieder aufgetaucht und von 
ſtarken Faktoren immer wieder verneint worden iſt (Seite 146). 


Schließlich ſollen noch folgende Beiſpiele angeführt werden: Die Amtsſprache 
des altlitauiſchen Staates war Weißruſſiſch, nicht Ruſſiſch (Seite 128). 
Wozu die Herabſetzung des Deutſchen Ordens! (Seite 128). Memel kam 
nicht erſt durch den Frieden am Melnoſee 1422 unter preußiſch⸗deutſche Herrſchaft, es 
wurde 1252 vom Schwertbrüderorden gegründet (Seite 132). Nicht „das europäiſche Mit- 
gerät”, ſondern die polniſche Propaganda hat aus Murawjew, der als Gouverneur der 

ordweſtgebiete den polniſchen Aufſtand von 1863 liquidierte, den „Henker Litauens“ 
gemacht (Seite 134). Litauen war 1923 als Staat ſchon längſt de jure und 
de fakto anerkannt (Seite 166). Das polniſch⸗litauiſche Verhältnis 
wird allzu unreal-romantiſch und propolniſch beurteilt (Seiten 182, 184, 185). Daß 
die Abwehr des Bolſchewismus in den Randſtaaten „großzügig durch⸗ 
organiſiert“ ift, trifft wohl für Eſtland, beſtimmt aber nicht für Lettland und auch 
nur beſchränkt für Litauen zu (Seite 223). Daß die deutſchen Freikorpskämpfer 
im Baltikum als „Söldner und Siedler“ bezeichnet werden, hört ſich als Stabreim 
gut an, ſtellt aber im erſten Teil eine Beleidigung dar (Seite 259). Das vorbehaltloſe 
Lob für Paul Schiemann, der ſich zu einem geiſtigen Emigranten und 
415 gegen das Reich entwickelt hat, dürfte fehl am Platze ſein (Seite 282). Die 

allertruppen wurden 1919 nicht über Danzig nach Polen befördert; dieſer Plan 
ſcheiterte an der ſtrikten deutſchen Weigerung (Seite 310). Wozu die moraliſche 
Diffamierung der Ukrainer zugunſten der Polen! (Seiten 325, 329). Daß 
die Madjariſierungspolitik des ungariſchen Staates nicht „die erfolgloſeſte“ 
war, beweiſt die Statiſtik (Seite 334). „Daß die Deutſchen Rumäniens jetzt 
ſchon ſtärker ſind als die Deutſchen in Polen“, wird man allerdings mit Erſtaunen 
leſen, da man doch weiß, daß es in Rumänien etwa 800 000, in Polen aber an die 
1200 000 Deutſche gibt (Seite 342). , 

Soviel von den ſachlichen Irrtümern des Buches! Bedauerlicherweiſe hat fih der 
Verfaſſer ſtets zu Ungunſten der deutſchen Seite und, faſt könnte man ſagen: bezeich⸗ 
nenderweiſe faſt ſtets zu Gunſten der polniſchen Seite geirrt. Damit 
kommt man zum zweiten Teil der Kritik, die an dieſem Buche geübt werden muß: Von 
der politiſchen Potenz, die in der Tatſache des Vorhandenſeins eines mehrere 
Millionen ſtarken Deutſchtums im öſtlichen Mitteleuropa liegt, 
wird keine Kenntnis genommen. Es iſt von dieſem Deutſchtum, ſeiner geſchichtlichen 
Leiſtung und gegenwärtigen Lage, wenn überhaupt, nur am Rande die Rede, obwohl ſich 
ſehr vieles, was im öſtlichen Mitteleuropa an geiſtigen Kräften, wirtſchaftlichen 
Realitäten und politiſchen Tendenzen vorhanden und für die Wahrung der „großen 
Grenze“ gegen den Bolſchewismus von ſchwerwiegender Wichtigkeit ift, ohne Berid- 
ſichtigung dieſes Deutſchtums überhaupt nicht begreifen läßt. Wenn es eine Schick ⸗ 
ſalsgemeinſchaft zwiſchen dem deutſchen Volke und den Völkern des oſtmittel⸗ 
europäiſchen Raumes gibt, dann kann man ſie nur (wie es Dr. Kurt Lück in ſeinem 
Werke „Deutſche Aufbaukräfte in der Entwicklung Polens“ getan hat) von der Seite 
der geſchichtlichen deutſchen Leiſtung her, nicht aber mit Legenden wie der vom 
„1000 jährigen deutſch⸗polniſchen Frieden“ glaubhaft machen. Merkwürdig ift es auch, 
daß wenig davon zu merken iſt, daß der Verfaſſer eine beſondere Aufgaben 
ſtellende deutſche Verpflichtung gegenüber dem öftlichen Mitteleuropa erkennt. 
Für ihn iſt Polen offenbar ein Faktor, der dazu berufen iſt, dieſen Raum 
ur Rettung Europas vor dem Bolſchewismus unter ſeiner Führung und unter Aus⸗ 
[ing der deutſchen Aktivität zu organifieren. Für ibn ift das Brühlſche Palais 
in Warſchau „die Zentrale der oſteuropäiſchen Diplomatie“, wo „fortan eine beſſere 
Politik getrieben wird, als ſie der ſächſiſch⸗polniſche Kabinettsminiſter Graf Brühl 
zuſammenintriguierte (I)“ (Seite 53). Von einer ſolchen Grundauffaſſung aus, die in 
dem Buche immer wieder zum Durchbruch kommt, iſt es natürlich kaum möglich, den 
Gedanken auszuſprechen, daß „die Entſcheidungen im Oſten deutſche Entſcheidun⸗ 
gen ſein werden und müſſen.“ Wenn man dieſen Gedanken aber leugnet oder nicht ſieht 
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oder ſich auch bloß nicht auszuſprechen getraut, dann bedeutet das den geiſtigen 
Bankrott der deutſchen Oſtpolitik. Wer dem deutſchen Volke aber eine 
europäiſche Aufgabe zuſpricht, muß in bezug auf die große Auseinanderſetzung mit dem 
Bolſchewismus den oſtmitteleuropäiſchen Raum in einen engen Zuſammenhang mit den 
geiſtigen, wirtſchaftlichen und politiſchen Kräften des deutſchen Kernraumes bringen. 
Der Verfaſſer aber ſetzt, indem er ſich bemüht, die Staaten und Völker des oſtmittel⸗ 
europäiſchen Raumes, vor allem Polen, als die voll befähigten Gegenkräfte gegen den 
Bolſchewismus hinzuſtellen, und indem er Exiſtenz und Leiſtung des Deutſchtums in dieſem 
Raume überſieht, der deutſchen Politik den Stuhl vor die Tür. 

Es wäre die Aufgabe eines deutſchen Buches über „die große Grenze“ geweſen, nicht 
nur auf die Gegenkräfte, die die Staaten und Völker des oſtmitteleuropäiſchen Raumes 
gegen den Bolſchewismus entwickeln, ſondern auch auf die breiten Einbruchs⸗ 
flächen hinzuweiſen, die dieſe Staaten und Völker dem bolſchewiſti⸗ 
ſchen Angriff bieten, ſei es durch die Ungefeſtigtheit ihrer geiſtigen Haltung 
(wie Lettland), fei es durch ihre außenpolitiſchen Freundschaften (wie Litauen), fei es 
durch die Mängel ihrer ſozialen Struktur und die kulturell nivellierende Tendenz ihrer 
entnationaliſierenden Volksgruppenpolitik (wie Polen) uff. Wäre die Betrachtung des 
Buches auch auf dieſe Seite des Problems ausgedehnt worden, dann hätte es ſich 
ergeben, daß „die große Grenze“ nicht am 30. Grad öſtlicher Länge 
verläuft, ſondern in dieſer oder jener Form bis an die Grenze 
des Deutſchen Reiches heranreicht. Eine ſolche Betrachtung hätte auch die 
Berückſichtigung der in dem vorliegenden Buch nicht behandelten Tſchecho⸗Slowa— 
kei notwendig gemacht; ſie wäre durch deren Einbeziehung beſonders überzeugend 
geworden. In der vorliegenden Form iſt das Buch trotz ſeiner gewandten Form und 
trotz feines großen informatoriſchen Wertes nicht als ein Buch zu werten, das der 
deutſchen politiſchen Willensbildung in dem möglichen und notwendigen Ausmaße dient. 


Polens Verhältnis zu Danzig 


Danzig ift ein tägliches Geſprächsthema der polniſchen Preſſe. Es ſcheint dieſer Preſſe 

unmöglich zu ſein, über Danzig in einem anderen, als in einem unfreundlichen, wenn nicht 
gehäſſigen Tone zu ſchreiben, und nahezu jede Betrachtung, die in der polniſchen Preſſe 
über Danzig . läuft darauf hinaus, daß die deutſchen Regungen Danzigs 
beſchnitten und die polniſchen Einflüſſe in Danzig verſtärkt werden müſſen. Bald wird 
„die Auflöſung der hitleriſchen Stoßtrupps in Danzig“ verlangt („Polonia“ vom 13. De⸗ 
zember b. J.); bald wird gegen die „Annäherung Dan igs an Deutſchland“ Einſpruch 
erhoben („Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ vom 25. Dezember v. J.). Einmal wird 
Danzig als „die gepangerte Fauſt Deutſchlands an der Kehle Polens“ bezeichnet 
(„Warzawſki Dziennik Narodowy“ vom 17. Dezember v. J.), oder es wird behauptet, 
daß die Danziger Zeitungen, Schulen und e „bewußt und planmäßig Haß 
gegen alles Polniſche und Katholiſche ſäen“ („Kurjer Warszawſki“ vom 3. Januar d. J.). 
Dann wieder wird die Forderung aufgeſtellt, daß der Luftſchutz in Danzig der entſprechen⸗ 
den polniſchen Organiſation unterſtellt werden muß, da Polen durch Beſchluß des Völker⸗ 
bundes berufen fei, die Verteidigung Danzigs bei drohender innerer oder äußerer Gefahr 
zu übernehmen („ Polonia“ vom 2. Januar d. J.); und fo fort in endlofer Folge. Gegen 
die polniſche Regierung aber wird von der oppoſitionellen Preſſe der Vorwurf erhoben, 
daß ſie die polniſchen Intereſſen in Danzig nicht mit genügendem Nachdruck vertrete. 
Man müſſe feſtſtellen, hat es z. B. in der „Polonia“ am 9. November v. J. geheißen, 
„daß, wenn ſich die Verhältniſſe in Danzig zu unſern (alſo zu polniſchen) Ungunſten 
eändert haben, dies faſt ausſchließlich die Schuld der polniſchen Politik ift, die mit 
ede Schwäche alle Verfaſſungsänderungen, die ſich in Danzig vollzogen, geſtattet 
hat.“ Der polniſche Außenminiſter, ſo hat der „Kurjer Poznanſki“ am 21. Januar d. J. 
geſchrieben, habe verſäumt, während des Danziger Konfliktes mit dem früheren Völker⸗ 
bundskommiſſar Leſter „den Eigenwillen der Hitlerleute in Danzig zu zähmen“, er habe 
in Genf vielmehr „die Rolle eines Sekundanten Danzigs gefpielt. . .“ 

Angeſichts dieſer unerfreulichen Haltung der polniſchen Preſſe iſt es begrüßenswert, 
daß der polniſche Außenminiſter ſein Erſcheinen vor dem Auswärtigen Aus⸗ 
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ſchuß des Sejm am 10. und 14. Januar d. J. dazu benutzt hat, um ſich über die Ein⸗ 
ſtellung der polniſchen Regierung gegenüber Danzig zu äußern. 
Oberſt Beck hat ſich in ſeinen Ausführungen um eine Beruhigung der öffentlichen Meinung 
Polens bezüglich der Danziger Frage bemüht und gegenüber den Vorwürfen der Oppo⸗ 
ſitionspreſſe betont, daß es hinſichtlich der wirtſchafklichen Rechte Polens in Danzig ſowie 
bezüglich der Lage des polniſchen Volksſplitters in der Freien Stadt keinen Anlaß zu 
Befürchtungen gebe; es könne keine Aenderung der Lage zum Nachteile 
Polens feſtgeſtellt werden. So wie Polen einerſeits feine wirtſchaftlichen Intereſſen in 
Danzig verfeidige und weiter verteidigen werde, fo hege er andererſeits gegen Danzig 
auch keine Unfreundlichkeit; man fei mit fachlichen Methoden bemüht geweſen, die auf: 
tauchenden Schwierigkeiten zu meiſtern. Oberſt Beck hat dabei insbeſondere auf die im 
Januar v. J. vereinbarte We des Vertrages über die Aus nu tzung des 
Danziger Hafens um drei weitere Jahre, auf die verſchiedenen Erklärungen 
des Danziger Senates betreffend die Achtung und Anerkennung der polniſchen 
Rechte in Danzig, auf das im Herbſt v. J. abgeſchloſſene Sozialverſicherungs⸗ 
abkommen zwiſchen Danzig und Polen, auf die Erledigung des Schul: 
ſtreites, der im September v. J. die polniſchen Gemüter mächtig erregte, und auf 
die Regelung verſchiedener Wirtſchaftsfragen verwieſen. 

Sodann hat fih Oberſt Bed gegen die allzu lärmpolle Erörterung 
der Danziger Frage ſeitens gewiſſer politiſcher Kreiſe Polens 
gewandt. Man unterſchätze (das iſt der Sinn ſeiner diesbezüglichen Ausführungen 
geweſen) die Möglichkeiten, die Polen gegenüber Danzig beſitze, und man ſtöre nur 
das unbemerkte, ſchrittweiſe Vordringen des polniſchen Ein- 
fluſſes in Danzig, wenn man die öffentliche Meinung Polens wegen der „Be⸗ 
drückung“ des polniſchen Volksſplitters und der „Zurückdrängung“ der polniſchen Inter⸗ 
eſſen durch die innerpolitiſche Stabiliſierung in Danzig in Alarmzuſtand verſetze und durch 
ſolche propagandiſtiſche Angriffe auf Danzig zugleich auch die öffentliche Meinung 
Deutſchlands errege. In dieſem Sinne hat Sberſt Beck von der „ungewöhnlichen Ver⸗ 
tiefung des polniſchen Verſtändniſſes für die Meeresprobleme“ als von einem pofiti- 
ven und von den nervöſen Reaktionen der polniſchen Propaganda auf manche Vorgänge 
in Danzig als von einem negativen Element der polniſchen Politik gegenüber Danzig 
geſprochen. Im übrigen hat er betont, daß er ſich eine Regierung, die die Frage der 
polniſchen Rechte in Danzig nicht als einen beſtändigen und unanfaftbaren Beſtandteil 
ihrer Politik anſehe, nicht vorſtellen könne. 

Die Schlußfolgerungen, die aus den Ausführungen des polniſchen Außenminiſters zur 
Danziger Frage zu ziehen ſind, laſſen ſich in folgenden Punkten erfaſſen. Die Dan⸗ 
ziger Angelegenheit wird von der polniſchen Politik weiterhin als eine der 
für Polen bedeutfamften Fragen bewertet. Die Tatſache, daß es dank der 
nationalſozialiſtiſchen Initiative gelungen iſt, den Völkerbund als Mittler in den 
Streitfragen zwiſchen Danzig und Polen auszuſchalten, wird von der polniſchen Politik 
als „ein grundſätzlicher Fortſchritt“ betrachtet. Daß im Verfolg dieſer Tatſachen das 
Deutſche Reich als der an der Entwicklung Danzigs zunächſt infereffierte Partner Poleng 
anerkannt werden muß, wird von ihr als ein unerfreuliches, aber unvermeidliches Uebel 
empfunden. In der Durchſetzung des Nationalſozialismus in der Danziger Innenpolitik 
erblickt die polniſche Politik keine Gefährdung der Rechte des pol niſchen 
Volksſplitters in Danzig, da ſie ſich für ſtark genug hält, über die Einhaltung 
dieſer Rechte zu wachen. In wirkſchaftlicher Hinſicht ift die polniſche Politik auf eine 
ſchrittweiſe Mehrung des polniſchen Einfluſſes in Danzig bedacht, 
und fie ift angeſichts der beſonderen wirtſchafts- und deviſenpolitiſchen Lage des Deutſchen 
Reiches überzeugt, das Schwergewicht des polniſchen Hinterlandes auf den Hafen⸗ und 
Handelsplatz Danzig nachhaltig zur Wirkung bringen und die wirtſchaftliche Poſition 
Polens in der Freien Stadt fortſchreitend ausbauen zu können. Vor allem liegt es der 
polniſchen Politik vollkommen fern, irgendeine der Poſitionen, die ſie in früheren Jahren 
auf unrechtmäßige Weiſe und oft genug entgegen den Entſcheidungen der Völkerbunds⸗ 
ſtellen erobert hat, der Verſtändigung mit Deutſchland-Danzig zum Opfer zu bringen. 

Soweit etwa Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den verant: 
wortlichen Faktoren der polniſchen Politik und den inoffi⸗ 
ziellen Trägern der polniſchen Propaganda in bezug auf die Danziger 
Frage beſtehen, beziehen ſie ſich weniger auf das von Polen zu 
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erfirebende Ziel als auf die Frage nach der größeren oder 
geringeren Lautſtärke, mit der die Danziger Frage von polni— 
ſcher Seite zweckmäßigerweiſe propagiert werden ſoll. Es ſoll 
gern zugegeben werden, daß in letzter Zeit zwei öffentliche Kundgebungen gegen Danzig, 
einmal in Warſchau, das andere Mal in Gdingen, mit Rückſicht auf den ſchlechten Ein⸗ 
druck, den ſie in Danzig und im Deutſchen Reiche hätten hervorrufen müſſen, behördlich 
unterſagt worden ſind. Es ſoll auch erwähnt werden, daß erſt kürzlich in der „Polſka 
Informacja Polityczna“, dem Informationsdienſt des polniſchen Außenminiſters, „die 
innere Autonomie der deutſchen Bevölkerung Danzigs“ als „eine ethniſche Notwendigkeit, 
die ſich aus dem nationalen Geſicht dieſer Bevölkerung ergibt“, anerkannt worden iſt. Es 
muß aber mit um fo größerer Betonung folgendes feſtgeſtellt werden: 1. Die polni: 
ſche Preſſe läßt ſich durch ſolche gelegentliche Aeußerungen von 
amtlicher Seite in ihrer grundſätzlich anderen Einſtellung 
gegenüber Danzig nicht im geringſten beirren. 2. Die wahrheits⸗ 
widrigen Behauptungen über die geſchichtliche Rolle und die gegenwärtige Rechtsſtellung 
der Freien Stadt, die von der landläufigen Propaganda in Polen verbreitet werden und 
die in der polniſchen Oeffentlichkeit die aufreizende Vorſtellung erwecken müſſen, das 
Danzig nur durch deutſche Intriguen an einer „Wiedervereinigung mit dem polniſchen 
Mutterlande“ (N) gehindert werde, find von verantworklicher Stelle noch 
niemals in eindeutiger und kategoriſcher Form richtiggeſtellt 
und als mit der Linie der polniſchen Politik unvereinbar abgelehnt worden. Und 3. Die 
polniſche Politik hat auf keine der Forderungen, die von ihr 
während der Verſailler Diktatskonferenz bezüglich einer 
Unterordnung Danzigs unter die Befehlsgewalt Polens vor⸗ 
gebracht wurden, ausdrücklich verzichtet; insbeſondere erkennt die 
polniſche Politik, trotzdem fie praktiſch den politiſchen Tatſachen Rechnung tragen 
muß, die Freie Stadt Danzig gr u nd f ák lid nicht als ein ſouveränes Staatsweſen an. 

Wäre das anders, dann hätte Oberſt Beck es wohl kaum unterlaſſen, dem Abge— 
ordneten Surzynſki enfgegenzufrefen, der im Verlauf der Ausſprache im Aus- 
wärtigen Ausſchuß des Sejm die Behauptung aufgeſtellt hat, daß die Behandlung der 
Danziger Fragen nicht in das Reſſort des polniſchen Außenminiſters, ſondern in das 
Amtsbereich des polniſchen Finanz-, Kriegs- oder Wirtſchaftsminiſters gehöre, daß Danzig 
für Polen alſo keine auswärtige, ſondern eine innerpolitiſche Angelegenheit ſei! 
Es muß auch erwähnt werden, daß von der polniſchen „See- und Kolonialliga“, 
die ſich der regſten Unterſtützung ſeitens verantwortlicher Regierungsſtellen erfreut, erft 
vor kurzem unter dem Titel „Danziger ABC“ eine Propagandaſchrift heraus- 
gebracht worden iſt, in der die wirtſchaftliche Annektion, die politiſche Aufſaugung und 
die völkiſche Polonifierung Danzigs klar und eindeutig als die Ziele der polniſchen Politik 
herausgeſtellt werden. Es iſt auch intereſſant zu erfahren, daß die engliſche Ausgabe 
einer polniſchen Publikation, die die gleichen Theſen von der „kunſtgeſchichtlichen“ Seite 
her zu vertreten verſucht, nämlich des Buches von Jan Kilarffi „Danzig“, vom 
polniſchen Kriegsminiſterium beſorgt worden ift. Offenſichtlich handelt man in 
Polen gegenüber Danzig nach dem bewährten Grundſatz, „daß die linke Hand nicht 
zu wiſſen braucht, was die rechte tut“. Mehr Klarheit und Offenheit würde dem deutſch⸗ 
polniſchen Verhältnis zweifellos förderlich ſein. 


— 2 Ann mann 


Was ift, völkiſcher Grenzkampf? Er iſt die an den gefährdetſten Abſchnitten des 
völkiſchen Lebensraumes entwickelte Form der Selbſtbehauptung. Grenzkampf iſt eine 
naturnotwendige Funktion jedes geſchichteſchaffenden Volkes. Nur Fellachenvölker, nur 
geſchichtsloſe Völker brauchen keinen Grenzkampf mehr zu führen. Der Grenzkampf iſt 
eine immerwährende Erſcheinung des volksgeſchichtlichen Lebens. Volksgeſchichte iſt in 
ihrem elementarſten Teil Grenzkampfgeſchichte. Die Großform des Grenzkampfes iſt der 
Krieg. Doch iſt der Krieg keineswegs immer die entſcheidende Form der grenzkämpferiſchen 
Auseinanderſetzung. Kleo Pleyer. 
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Bevölkerungsbewegung im Oſten 


„Die Bevölkerungsdynamik des oſtmitteleuropäiſchen Raumes iſt von größtem Gewicht 
für das Schickſal des dort ſiedelnden Deutſchtums. Im nachfolgenden Uleberblick werden 
die Ziffern der natürlichen Bevölkerungsbewegung (Geburten- und Geburtenüberſchuß⸗ 
bzw. Sterbeüberſchußziffern auf je 1000 Einwohner) angegeben. Die Sterbeziffern ſind 
nicht beſonders ausgewieſen, ergeben ſich aber leicht durch Subtraktion der Geburtenüber⸗ 
ſchußziffern von den Geburtenziffern. 


Bevölkerungs- 


Geburten berſchußzlffer dichte je 1 qkm 


Geburtenziffern 


(Sterbeüberſchußziffer —) nach der fehlen bes 

Geblete reits fortgeſchrle⸗ 

er 1933 | 1934 1935 | 1996 | benen Zäbiung 
Oſtpreuſßen 2 3 239 | 241 82 | 11 107 | 146 u 
Srengmart posen went. | 192 | 223 | 234 | 228 | 72 | 108 11% | 112 10 
Brandenburg (ohne Berlin) | 18,5 | 172 50 | 182 14 5 73 70 0 
Tiederſchleſnn on e2 18,6 | 201 180 8e te] 73 | 75 nm 
Oberſchleſtenn 22.6 26,0 26,6 25,8 10,8 14,4 13,9 13,5 153 
Fand Sachen. 11% | 144 | 153 | 160 | 06 | 40 | 40 u 60 
Bayern r. b. Keines. . 166 | 189 | 199 | 02 | 5 7 | 66 | 73 40 
Hauſches Reich). 14. | 18,0 5 | 190 | 35 % % | 72 215 
Dang... 19,0 218 | 229 224] 7 10, 10,5 | 105 216 
Oesterreich. 14,3 | 135 | 182 | 181 11 08 | —04 10 45 
Tllauen . 25, | 248 | 233 | 241 | 122 | 102 94 | 108 45 
Kelland. . 1 1% | 176 | 181 | d | s2] 34 409 x 
anb. | | 16,2 | 154 | 159 | 161 | 15 13 | 09 0,5 24 
inland 174 | 181 | 185 ke 45 57 65 19 175 
len:: 265 | 265 25,1 | 261 123 12,1 | 121 | 119 87 
ee... 182 | 187 | 178 | 174 | „ 44 | 4 19% 
Anden 2% | 29 | 209 2% | 7s | e 5 | 58 60 
Subſarenn I. sa | sa | o= | om 4% 1% — | — 65 
Auman en 320 | 324 | 307 | 345 | 133| 17 | 95 11 & 
Bulgaren. . 29,1 | 30,0262 | 256 | 136 | 159 | 118 | 118 60 


„Die nationalſozialiſtiſche Bevölkerungspolitik hat im Deutf hen Reich und in 

ſämtlichen oſtdeutſchen Landesteilen ſeit 1934 einen deutlichen Umſchwung der Bevölke⸗ 
rungsbewegung erreicht, der in ſteigenden Geburten⸗ und Geburtenüberſchußziffern zum 
Ausdruck kommt. Den höchſten Geburtenſtand und die höchſten Geburtenüberſchußziffern 
haben die Provinzen Oberſchleſien und Oſtpreußen. An dritter Stelle folgt 
die Grenzmark Pofen-Weftpreußen Pommern und Nieder⸗ 
ſchleſien haben ebenfalls noch höhere Ziffern als im Reichsdurchſchnitt, meiſt auch 
Bayern rechts des Rheins. Unter dem Reichsdurchſchnitt verlaufen die 
Kurven in Brandenburg und noch mehr im Lande Sachſen. Es fällt auf, daß 
im Jahre 1936 gegenüber 1935 in den meiſten Oſtlandesteilen ein Stillſtand oder gar ein 
Rückgang in der Geburtenbewegung eingeſetzt hat, wogegen die Reichsdurchſchnittsziffer 
noch etwas geſtiegen iſt. Ulm fo erfreulicher ift, daß infolge ſtarker Verringerung der 
Sterblichkeit die Geburtenüberſchußziffern im allgemeinen 1936 noch etwas günſtiger 
liegen als 1935. 

Der bevölkerungspolitiſche Schwung des Reiches hat auch Danzig erfaßt. Davon 
zeugen die allgemein ſteigenden Geburten- und Geburkenüberſchußziffern, die den Reichs⸗ 
durchſchnitt beträchtlich überſteigen. Um fo dunkler hebt fih von dieſem hoffnungsvollen 
Hintergrunde die Bevölkerungsbewegung Oeſterreichs ab, das im Geburtenrückgang 
an der Spitze ſämtlicher Länder der Welt marſchiert. Seit 1935 hat ſich der geringe 
Geburtenüberſchuß in einen Sterbeüberſchuß verwandelt. 

Litauens Geburfen und Geburtenüberſchußbewegung war bis 1935 durch eine 
abſinkende Tendenz gekennzeichnet, läßt aber 1936 eine nicht unerhebliche Beſſerung 
erkennen. Die litauiſchen Kurven verlaufen oberhalb des Reichsdurchſchnitts, doch hat 
das benachbarte Oſtpreußen im Jahre 1936 die litauiſche 
Geburtenziffer erreicht, während es mit ſeiner Geburtenüberſchußziffer ſchon 
feit 1934 erheblich über der litauiſchen Ziffer liegt. Die Geburten- und Geburtenüberſchuß⸗ 
bewegung Lettlands iſt erheblich geringer als die Litauens, lag aber 1933 noch ober⸗ 
halb der reichsdeutſchen Bewegung. Seither iſt ſie, allerdings mit leichtem Anſtieg im 
Jahre 1936, hinter der reichsdeutſchen Kurve zurückgeblieben. Noch ungünſtiger iſt die 
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nafürliche Bevölkerungsbewegung in Eſtland. Im Jahre 1936 ift zwar die Geburten⸗ 
ziffer etwas geſtiegen, die Geburtenüberſchußziffer aber infolge ſehr erhöhter Sterblichkeit 
zurückgegangen. Finnlands Geburtenbewegung war 1933 erheblich günſtiger als der 
Reichsdurchſchnitt; auch 1934 war fie noch etwas höher; im Jahre 1935 ſtieg aber die 
reichsdeutſche Geburtenziffer ſtärker an als die finniſche, ſo daß dieſe nun niedriger liegt 
als der Reichsdurchſchnitt. Die Geburtenüberſchußbewegung verlief ähnlich. War die 
finniſche Geburtenüberſchußziffer der reichsdeutſchen Ziffer im Jahre 1933 noch erheblich 
überlegen, ſo war die Steigerung in den folgenden Jahren im Reich doch ſtärker als in 
Finnland. Bemerkenswert iſt immerhin, daß im großen Durchſchnitt auch die Geburten⸗ 
bewegung der baltiſchen Staaten leicht aufwärts gerichtet iſt. Doch wird man den reichs⸗ 
deutſchen Umſchwung im Vergleich lediglich mit den baltiſchen Staaten — außer Litauen 
— als ausreichend bezeichnen dürfen. 

Ganz anders ſtellt ſich der Vergleich mit Polen. Wenn man bedenkt, daß die 
polniſche Geburtenziffer ſich im Durchſchnitt der Jahre 1924 bis 1929 auf 33,6 ſtellte, 
1933 und 1934 nur noch 26,5, 4935 und 1936 fogar nur noch 26,1 betrug, fo ift der 
ſtarke Geburtenrückgang in Polen unverkennbar. Es iſt aber die Tendenz zu einem 
weiteren Rückgang ſchwächer geworden, was ſich deutlich in den Ziffern ſeit 1933 aus⸗ 
prägt. Nichts darf über die Tatſache hinweg täuſchen, daß ſowohl die polniſchen 
Geburten- als auch die Geburtenüberſchußziffern noch febr viel 
höher find als die reichsdeutſchen Ziffern. Auch hat keine einzige oft- 
deutſche Provinz, abgeſehen von Oberſchleſien im Jahre 1935, eine gleich hohe Geburten- 
bewegung, wie fie fih im polniſchen Durchſchnitt ergibt. Dagegen hat Dberfchlefien 
(aber auch nur dieſe eine Provinz!) ſeit 1934 höhere Geburtenüberſchußziffern als Polen. 
Der polniſche Staat gehört nach wie vor zu den Gebieten mit ſtärkſter natürlicher 
Bevölkerungsbewegung, die allerdings zum erheblichen Teil den Ukrainern und 
Weißruß ſen zu verdanken iſt. Bemerkenswert bleibt in dieſem Geſamtbild, daß — 
anders als im Deutſchen Reich und abgeſchwächt auch in den baltiſchen Ländern — 
Anſtiegstendenzen ſich noch nicht geltend machen. 

Scharf ausgeprägt ift der Geburtenrückgang in der Tſchecho⸗Slowakei, deren 
Geburtenziffern feit 1935 und deren Geburtenüberſchußziffern bereits ſeit 1934 ſt ark 
hinter der reichsdeutſchen natürlichen Bevölkerungsbewegung 
zurückgeblieben ſind. In der Geburtenbewegung ſtehen die benachbarten reichs⸗ 
deutſchen Oſtgebiete Oberſchleſien, Niederſchleſien und Bayern rechts des Rheins erheblich 
günſtiger als die Tſchecho⸗Slowakei, während Sachſen an die tſchecho⸗ſflowakiſchen 
Geburkenziffern noch nicht herangekommen iſt. Aehnlich verhält es ſich mit der Geburten⸗ 
überſchußbewegung. Die Geburtenbewegung Ungarns zeigt Rückgangsneigungen, 
verläuft aber auch nach 1936 in höheren Lagen als der reichsdeutſche Durchſchnitt. 
Schärfer iſt der Rückgang der ungariſchen Geburtenüberſchußbewegung ausgeprägt, vor⸗ 
wiegend veranlaßt durch erhöhte Sterblichkeit. Seit 1935 überſteigen die reichsdeutſchen 
Geburtenüberſchußziffern diejenigen Ungarns beträchtlich. Südſlawien, Rumä⸗ 
nien und Bulgarien gehören nach wie vor zu den Ländern mit ſehr hohen Geburten⸗ 
ziffern. Infolge gleichfalls hoher Sterblichkeit ſind die Geburtenüberſchußziffern zwar 
etwas vermindert, dennoch weit höher als die reichsdeutſchen Geburtenüberſchußziffern. 
Gegenüber Südſlawien und Rumänien ift der Geburtenrückgang in Bulgarien weit 
ſchärfer ausgeprägt. — Die letzte Spalte der obigen Tabelle enthält die Bevölke⸗ 
rungsdichte (Einwohner auf 1 Quadratkilometer). Die größere Raumenge 
des Deutſchen Reiches gegenüber allen anderen aufgeführten Staaten Oſtmittel⸗ 
europas tritt klar hervor. 

Faßt man die natürliche Bevölkerungsbewegung im oſtmitteleuropäiſchen Raum feit 
1933 zuſammen, ſo hat ſich im Verhältnis zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem 
reichsdeutſchen Oſten einerſeits, den baltiſchen Ländern (ohne Litauen) und der Tſchecho⸗ 
Slowakei andererſeits langſam die Herſtellung des erforderlichen Gleichgewichts ergeben, 
während die Uleberlegenheit der natürlichen Bevölkerungsbewegung Polens und der 
meiſten ſüdoſteuropäiſchen Staaten fortbeſteht. Dabei ſcheint einer weiteren Aufſtiegs⸗ 
neigung im Deutſchen Reich eine, wenn auch geringe, Abſtiegsneigung in den letztgenannten 
Staaten gegenüber zu ſtehen. Zu bedenken bleibt aber, daß der reichsdeutſche 
Volkskörper im Verhältnis zu den Bevölkerungskörpern dieſer 
Staaten weit mehr überalkert iſt, daß alfo ein Vergleich „bereinigter“ 
Bevölkerungsbewegungsziffern zu einem weniger günſtigen Ergebnis führen würde, als 
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es die in dieſem Aufriß benutzten „unbereinigten“ Ziffern erkennen laffen. Für alle, vor- 
züglich aber für die am Schickſal des oſtmitteleuropäiſchen Raumes intereſſierten Kreiſe 
ergibt ſich daher die nach wie vor weiter beſtehende völkiſche Verpflichtung zu erhöhter 
biologiſcher Aktivität. Dr. Heinz Rogmann. 


Kampf um Schule und Kirche 


Im April 1937 hat der vor zwei Jahren begonnene Neubau des deutſchen 
Privatgymnaſiums und der deutſchen privaten Volksſchule in 
Bromberg kurz vor der Fertigſtellung des Rohbaues auf Anordnung der polniſchen 
Behörden eingeſtellt werden müſſen. Mit der rechtzeitigen Fertigſtellung des Neu- 
baues iſt der Fortbeſtand der deutſchen Schulen Brombergs verknüpft, da die polniſchen 
Behörden die Schließung der von den beiden deutſchen Anſtalten 
bisher benutzten Gebäude angekündigt haben. Alle Anträge und 
Erinnerungen ſowie perſönlichen Interventionen bei den Behörden ſind erfolglos geblieben. 
Auch die Eröffnung des polniſchen Privatgymnaſiums in Marienwerder hat die polniſche 
Seite nicht dazu veranlaſſen können, die Genehmigung zur Fortführung der Bauarbeiten 
zu geben. Die „Deutſche Rundſchau in Polen“ hat zu dieſem Fall u. a. geſchrieben: 
„Wenn es einen Fall gibt, der mit dem Geiſt der Volksgruppen-Erklä⸗ 
rung ſchlechtweg unvereinbar iſt, fo ift es der Fall des Neubaus des deutſchen 
Privatgymnaſiums und der deutſchen Volksſchule in Bromberg. Wir können daher nur 
annehmen, daß hier ein uns freilich unbegreifliches Mißverſtändnis vorliegt, deſſen unver⸗ 
zügliche Beſeitigung nicht nur dem Wortlaut der feierlichen Erklärung entſpräche, ſondern 
auch dem Geiſt der letzten Rede des Außenminiſters Beck. Zahlreiche deutſche Eltern und 
mit ihnen die geſamte deutſche Volksgruppe erwarten, daß ſie nunmehr beſchleunigt von 
der bangen Sorge um die Zukunft ihrer Kinder befreit werden.“ 

Für die Behandlung, die das deutſche Schulweſen in Wolhynien ſeitens 
der polniſchen Behörden erfährt, ſind drei Beiſpiele bezeichnend. In der deutſchen 
Kolonie Topeza wurde im Jahre 1936 ein neues deutſches Pripat⸗ 
ſchulgebäude errichtet. Die Schule ſteht feit anderthalb Jahren 
leer, da die Wojewodſchaftsverwaltung ohne Angabe von Gründen die Benutzung 
des neuen Gebäudes verweigert. 30 deutſche Kinder müſſen daher die in 
ungeſunden und engen Räumen untergebrachte polniſche Staatsſchule beſuchen. Noch 
ſchlimmer liegen die Verhältniſſe in der deutſchen Kolonie Neudorf. Dort 
wurde das im Jahre 1933 neu errichtete deutſche Schulgebäude 
auf Anordnung der Wojewodſchaftsverwaltung perfiegelf, fo daß feit faſt fünf 
Jahren über 100 deutſche Kinder ohne jeden Schulunterricht ſind! Die deutſche Gemeinde 
in Rozyszeze⸗Wolnianka in Wohlhynien wollte ihre bisherige einflaffige deutſche 
Privatſchule in eine fünfklaſſige Schule erweitern und das dazu notwendige Schulgebäude 
errichten. Das Wojewodſchaftsamt aber lehnte den von der Gemeinde ein⸗ 
gereichten Bauplan mit der Begründung ab, daß eine ſolche 
Schule „nicht notwendig“ ſei. Dabei wird die beſtehende einklaſſige deutſche 
Schule bereits von mehr als 100 deutſchen Kindern beſucht, während weitere etwa 120 
deutſche Kinder gezwungen ſind, die Staatsſchulen mit polniſcher Unterrichtsſprache in 
Rozyszeze und Wolnianka zu beſuchen. 

Die gewaltſame Abſetzung deutſcher Geiſtlicher hat in verſchiedenen Gemeinden der 
Unierten Evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens eine unhaltbare Lage 
geſchaffen. Typiſch ſind die Ereigniſſe in Schwientochlowitz. Dort hat der nach 
der Amtsenthebung des deutſchen Pfarrers Koderich der Gemeinde aufoktroyierte 
polniſche Geiſtliche Raabe am erſten Sonntag im neuen Jahr den deutſchen 
Gottesdienſt, da er mit Recht das Fernbleiben der deutſchen Gemeinde befürchtete, 
ausfallen laſſen. Zu dem auf den 6. Januar angeſetzten deutſchen Gottesdienſt 
ift dann auch außer einer polniſch geſinnten Familie niemand erſchienen. 

Ohne Befragung der evangeliſchen Kirchengemeinde, die der Wojewode Grazynſki am 
22. Dezember v. J. ſchriftlich verſprochen hatte, wurde der polniſche Pfarrer Daniel: 
czyk vom Vorläufigen Kirchenrat mit dem Sonderauftrag, Gottesdienſte und Umts- 
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handlungen in polniſcher Sprache vorzunehmen, nach Kattowitz berufen. Der 
„Iluſtrowany Kuryer Codzienny” brachte diefe Meldung unter der bezeichnenden Leber: 
ſchrift „Die Hochburg des Deutſchtums in Kattowitz eingeſtürzt“. 
Die früher in Kattowitz tätigen deutſchen Geiſtlichen, Paſtor Schiller und Paſtor Dr. 
Schneider, hatten Polen bereits im vergangenen Jahre verlaſſen müſſen. Der 
deutſche Pfarrer Dr. Wagner, der bisher die polniſchen Gottesdienſte in Kattowitz 
abgehalten hatte, wurde jetzt auf die Stelle des gleichfalls ausgewieſenen deutſchen Geiſt⸗ 
lichen nach Lipine verſetzt. Pfarrer der evangeliſchen Gemeinde Kattowitz iſt nach 
wie vor der gewaltſam ſeines Amtes enthobene, rechtmäßige Kirchenpräſident D. Voß. 

Die evangeliſche Gemeinde in Ruptau hatte, nachdem ihr langjähriger deutſcher 
Geiſtlicher, Pfarrer Guttenberger, im Dezember v. J. ausgewieſen worden war, 
und der Pole Motyka auf Anordnung des Vorläufigen Kirchenrates die Pfarramts⸗ 
eſchäfte übernommen hatte, um Ueberſendung eines deutſchen Geiſtlichen der Unierten 
Evangelſſchen Kirche gebeten. Als der deutſche Pfarrvikar Bauer dieſem Notruf der 
Ruptauer Kirchengemeinde folgte und am 13. Dezember ſeinen Dienſt in Ruptau antreten 
wollte, wurde ihm bei ſeinem Eintreffen eröffnet, daß er in Ruptau ſelbſt nicht wohnen 
dürfe, da er in der Grenzzone keine Aufenthalts genehmigung 
erhalten werde. Bauer nahm darauf ſeinen Wohnſitz außerhalb der Grenzzone in 
einer benachbarten Gemeinde. Als er aber von dort nach Ruptau fuhr, um dort als 
Gaſtprediger ſeines Amtes zu walten, wurde er auf der Straße von einem 
Polizeiauto angehalten und zur Umkehr gezwungen. Er wurde 
verhaftet und nach Rybnik gebracht. Schließlich wurde ihm jede Amtsausübung 
in Ruptau verboten. Die Ruptauer Gemeinde, die an dem betreffenden Sonntag 
auf das Eintreffen des Pfarrvikars Bauer gewartet hatte, beantwortete die Mitteilung 
des Polen Motyka, daß er den Gottesdienſt abhalten werde, damit, daß fie, ohne fid 
weiter um den Polen zu kümmern, die Kirche verließ. Am erſten 
Weihnachtsfeiertage hatte Motyka die deutſche Gemeinde von Ruptau durch das Ver⸗ 
ſprechen, daß ein deutſcher Geiſtlicher zu ihr ſprechen werde, zum Beſuch der Kirche verz 
anlaßt. Als ſich dieſes Verſprechen des Polen als eine Lüge erwies, verließ die Gemeinde 
wiederum die Kirche und ging geſchloſſen nach Loslau, um dort an einem deutſchen 
Gottesdienſt teilnehmen zu können. 

In Nikolai hatten die Eltern der deutſchen Konfirmanden nach der Aus⸗ 
weiſung ihres deutſchen Geiſtlichen, Pfarrer Leder, den deutſchen Pfarrvikar Rutz 
gebeten, ihre Kinder zu unterrichten. Als am 17. Januar der Konfirmandenunterricht 
beginnen ſollte, erſchien im Auftrage des Vorläufigen Kirchenrates ein polniſcher Geiſt⸗ 
licher namens Broda, unterſagte dem Pfarrvikar Rutz die Lehrtätigkeit und teilte mit, 
daß er ſelber den Unterricht erteilen werde. Als den deutſchen Kindern das mitgeteilt 
wurde, packten ſie ihre Sachen zuſammen und gingen nach Hauſe; dem polniſchen 
Grin tden ließen fie fagen, daß fie von ihm keinen Unterricht 
wollten. 


Ein Aufruf des Glowakiſchen Rates 


Der im Jahre 1933 in Genf gegründete Slowakiſche Rat veröffentlichte im ver- 
gangenen Jahre unter dem Titel „Der Slowakiſche Rat an das tſchechi e 
Volk“ eine Broſchüre, in der er in temperamentvoller und draſtiſcher Form dem iſchechiſchen 
Volk ins Gewiſſen zu reden und es vor den kataſtrophalen Folgen der Prager Politik 
zu warnen verſucht. Aus dieſer Schrift fei im Folgenden ein Abſatz wiedergegeben, 
der die Bemühungen der rager Politiker um eine „Rechtfertigung“ des derzeitigen 
territorialen Beſitzſtandes des tſchechiſchen Vielvölkerſtaates ſcharf kritiſiert: 

Dauernd ſchreit man Euch in die Ohren: Nicht fürchten! Kühn, heldenhaft 
bluten, kämpfen, ſterben! Schön, ſchön! Nur daß der Menſch, wenn er ſchon ſein Blut 
vergießen und in Qualen ſterben ſoll, wiſſen muß, daß er für eine gute, gerechte Sache 
kämpft und ſtirbt. Wer hätte wohl Luft, für. eine falſche, unſittliche, ungerechte und 
ſchlechte Sache zu kämpfen und zugrunde zu gehen? Iſt nun dieſe Sache, für die ſie (die 
Prager Politiker) Euch in den Tod hetzen, gut und gerecht? Iſt es ehrenvoll und ſchön, 
für ſie das Leben zu opfern? Denkt einmal nach! 

Die Deutſchen verkünden heute, daß ſie wenigſtens die ethnographiſchen 
Grenzen haben wollen, d. h. daß alles zum deutſchen Staat gehören ſoll, was deutſch 
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ift und was an das heutige Deutſchland grenzt. Und was fagen Eure Politiker dazu? 
Sie ſchreien und proteſtieren: „Nein und abermals nein!“ Die Deutſchen, dieſes große, 
gebildete und mächtige Volk, haben nicht einmal das Recht auf ethnographiſche Grenzen. 
Und ihr? Ihr habt nicht nur Eure ethnographiſchen Grenzen, habt nicht bloß das in 
der Republik, was rein £fchechifch ift, ſondern Eure Führer haben Euch durch Falſch⸗ 
heit und Betrugſo viel fremde Gebiete ergattert, daß diefe mehr 
ausmachen, als das ethnographiſche tſchechiſche Gebiet beträgt. 
So viel fremde Völker haben ſie in Euren Staat hineingepreßt, daß Ihr in ihm nur 
eine Minderheit ſeid. Und deshalb dachten ſie ſich dieſes lächerliche 
„tſchechoſlowakiſche“ Volk aus, damit ſie der Welt gegenüber wenigſtens eine 
künſtliche Mehrheit ausweiſen können. Seid Ihr denn mehr als die Deutſchen? 
Werden für Euch Extrawürſte gebraten? Euch ſoll alles erlaubt fein und anderen nichts? 
Ift das nicht Großmannsſucht? Und ift das nicht Unrecht? 

Ihr habt heute in Eurer Republik dreieinhalb Millionen Deutſche und deren Boden. 
Nicht die Deutſchen haben Euch genommen, was tſchechiſch iſt, 
ponori Ihr habt ihnen geſtohlen, was deutſch iſt. Mit welchem 

echt habt Ihr das getan? Eure Führer antworten: nach hiſtoriſchem Recht. 
So? Nach hiſtoriſchem Recht? Und die Slowakei und Karpathenruß⸗ 
land? Dieſe Länder gehörten doch mehr als tauſend Jahre zu 
Ungarn, und Ihr habt ſie trotzdem durch Schwindel ergattert. So erachtet Ihr ſelbſt 
das „hiſtoriſche Recht“ für ungültig. Nach Abſchluß des Paktes zwiſchen Berlin und 
Warſchau haben die Polen in großen Demonſtrationen an Euren Grenzen ſozuſagen 
amtlich darauf hingewieſen, daß Ihr ihnen das Teſchener Gebiet im ſchderſten 
Augenblick, als ſie ſich und Europa vor der bolſchewiſtiſchen Ueberflutung verteidigten, 
„geſtohlen“ habt, und daß Ihr ihnen das polniſche Teſchen zurückgeben müßt. Eure 
Politiker antworten verneinend. Denn dieſes Land gehörte 600 Jahre zu den Tſchechen, 
ſo daß Ihr darauf ein hiſtoriſches Recht habt. Wenn aber die Madjaren 
davon reden, daß fie die Slowakeinicht 600, ſonder n 1000 Jahre 
hatten und daß ſie darauf ein ererbtes Recht haben, dann 
erkennen Eure Politiker das hiſtoriſche Recht nicht an und 
werfen es zum alten Eifen. 

Bezüglich der Slowakei berufen ſich Eure Politiker auf das 
ethnographiſche Recht. Maſaryk hat ſchon in ſeinem Londoner Memorandum 
auf dieſer Grundlage die Vereinigung der Slowakei mit den Tſchechen verlangt, denn 
angeblich wären die Slowaken Tſchechen, ein Volk mit den Tſchechen. Als die Welt 
das nicht glauben wollte, begann man den Schwindel mit dem Namen des neuen 
„tſchechoflowakiſchen“ Volkes. .. Dagegen proteſtiert die ſlowakiſche Nation 
laut und verzweifelt: Wir ſind keine Tſchechen, wir ſind keine Tſchecho⸗ 
ſlowaken, ſondern Slowaken und Slowaken wollen wir auch bleiben. Die 
tſchechoſlowakiſche Nation nennen wir einen Schwindel, einen Betrug, die größte 
Gaunerei des Jahrhunderts. Auch der Freund und Agent der Tſchechen, 
Seton Watſon, lehrt, daß die Slowaken ein Volk für ſich ſeien und demzufolge die 
„tſchechoſlowakiſche völkiſche Einheit“ keine Grundlage habe. Und damit fällt auch die 
einzige Grundlage der tſchechoſlowakiſchen Republik. So ift denn der ethnographiſche 
Rechtstitel, auf Grund deſſen Eure Diplomaten die Slowakei forderten, falſch. Aber 
wenn er auch rechtsgültig wäre, hätte er trotzdem keinen Wert; denn Eure Politiker 
ſind in jedem anderen Fall gegen die Ethnographie und ihre Forderungen. 

So proteſtieren fie z. B. gegen den Anſchluß Oeſterreichs an Deutſch⸗ 
land, obgleich die Oeſterreicher mit den Deutſchen wirklich ein Volk bilden. Da gilt 
die Ethnographie ſchon nicht mehr! Wenn die Deutſchen auf ethnographiſcher Grundlage 
die ſudetendeutſchen Gebiete fordern, dann gilt die Ethnographie auch nicht, nicht wahr? 
Und daraus folgt: Soll das hiſtoriſche Recht gelten, dann haben die 
Tſchechen weder auf die Slowakei noch auf Karpathenrußland 
ein Anrecht. Soll aber das ethnographiſche Recht gelten, dann 
haben die Tſchechen weder ein Anrecht auf die ſudetendeutſchen 
Gebiete noch auf das polniſche Teſchen, weder auf die madja—⸗ 
riſchen Gegenden, noch auf Karpathenrußland und endlich auch 
nicht auf die Slowakei, denn die Slowaken ſind keine Tſchechen. Wie wir 
geſehen haben, anerkennen Eure Politiker weder die Geſchichte noch die Ethnographie, 
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und daraus erhellt, daß Ihr auf gar nichts ein Recht habt, als lediglich auf das rein 
tſchechiſche Gebiet. . rs = 2” 5 i 

Der Vollſtändigkeit halber erinnern wir noch an die Schüttinſel und den 
ganzen Landſtreifen, auf dem Madjaren ſaßen und noch immer 
ſitzen. Iſt es nicht klar, daß dieſes Gebiet nach jedem Recht den Madjaren gehört 
und nicht den Tſchechen? Darauf fagen Eure Politiker, daß Eure Republik dieſe 
Gegenden aus ſtrategiſchen Gründen braucht, damit die Donau Eure Grenze 
bilde. Wenn aber die Madjaren behaupten, daß ſie die Karpathen als ſtrategiſche 
Grenze brauchen, wollen das Eure Politiker wieder nicht anerkennen. Nun, und das 
arme Karpathenrußland? Da können ſich nicht einmal Eure Politiker auf 
einen Rechtstitel berufen! 

So ſchaut Eure Republik aus! Sie ift wirklich ein Moſaik, zuſammen⸗ 
geſetzt aus fremden, den Nachbarn geſtohlenen Landſtücken. Und 
für ſo einen Staat ſollt Ihr kämpfen? Für ſo einen Staat ſollt Ihr Euch begeiſtern 
und ihn verteidigen? Hat doch auch der Dieb nicht das Recht, das zu verteidigen, 
was er einem anderen nahm. Eure Führer verübten dieſen Diebſtahl, und nun wollen 
fie, daß Ihr für fie und für dieſen ihren Diebſtahl Euer Blut vergießen folt... Ber: 
geblich mürden Euch Eure Politiker fagen, daß die Pariſer Verträge Euch die 
fremden Gebiete zuerkannten. Erſtens waren dies keine Verträge, ſondern 
Diktate. Dort wurde nicht verhandelt, ſondern diktiert, und die Beſiegten waren 
gezwungen, die Diktate zu unterſchreiben. Zweitens, die Machthaber in Paris teilten 
Euch dieſe Gebiete auf Grund falſcher Angaben, Informationen und 
Statiſtiken zu, wie Lloyd George und andere eingeſtanden. Eure Diplomaten 
haben auch ſelbſt gefühlt, daß es unmöglich iſt, einen ſolchen Staat wie Eure Republik 
auf anſtändige Weiſe zu gründen, und deshalb nannten ſie ſich Mafia, d. i. eine 
n anve nach dem Muſter der Drganifation ſizilianiſcher 

anditen. 


Oſtland⸗Chronik 


Schöne Worte 


Minifterpräfident Slawoj⸗Sklad⸗ 
kowſki erklärte am 24. Januar im 
Budgetausſchuß des Sejm zur polniſchen 
Volksgruppenpolitik: Das polniſche Volk 
ſolle ſich darüber klar ſein, daß das 
Schickſal Polens in bedeuten⸗ 
dem Maße von feinem Verhal⸗ 
ten gegenüber den nationalen 
Minderheiten abhängt. Es ſolle 
darauf bedacht ſein, daß ſein Verhältnis zu 
den Minderheiten immer „in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der Tradition und der Würde 
des großen Geiſtes dieſes Volkes“ ſtehen 
müſſe. Darum müßten alle Erſchei⸗ 
nungen der Unduldſamkeit und 
des Haſſes von Seiten des pol: 
niſchen Volkes gegenüber ſeinen 
Minderheiten für einen ſchweren 
Fehler gehalten werden, der 
fi früher oder ſpäter an Polen 
rächen werde. Es ſei des polniſchen 
Volkes unwürdig, ſich in einer Weiſe zu 
rächen, die die Rechtsordnung verletze oder 


das Leben der Minderheiten erſchwere, mit 
denen es zuſammenleben müſſe. Beſondere 
Rechte fuͤr die polniſche Mehrheit zu 
ſchaffen, ſei falſch; denn es verrate einen 
Mangel an Vertrauen in die 
eigene Kraft. Die Minderheiten ihrer⸗ 
ſeits müßten Loyalität beweiſen. Das ſei 
die Vorbedingung ihrer Gleichberechtigung. 
Die Regierung müſſe über allen Konflikten 
zwiſchen Mehrheit und Minderheit ſtehen. 
Sie habe das Wohl des Staates im Auge 
zu halten und habe daher alle Kräfte von 
Mehrheit und Minderheit für das gemein⸗ 
ſame Wohl einzuſetzen. „Ich möchte lieber“, 
ſo ſchloß der Miniſterpräſident, „eine ſtarke 
und wohlhabende Ukraine ſehen als eine 
hungrige, ſchlecht verſorgte, die unwillig iſt 
gegenüber dem Staat“. Solche Worte aus 
dem Munde polniſcher Miniſterpräſidenten 
ſind nicht neu. Neu wäre es aber, wenn 
ſich die untergeordneten Organe des pol⸗ 
niſchen Staates nach ſolchen Worten richten 
würden und wenn der Miniſterpräſident 
ſelber die geſetzlichen Maßnahmen ſeiner 
eigenen Regierung danach ausrichten würde. 
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Deutſch⸗polniſche Beſuche 


Am 17. Januar traf unter Führung des 
Kommandeurs der Berliner Kriegsakademie, 
Generals Liebmann, eine deutſche 
Militärabordnung zu einem mehr⸗ 
tägigen Beſuch in Polen ein. Der Beſuch 
galt als Erwiderung des Beſuches, den im 
Jahre 4935 der Kommandant der Kriegs- 
fchufe.., General. wWufxꝛeha , der deufſchen. 

Wehrmacht abgeſtattet hatte. Am 
19. Januar ſprach auf Einladung der 
Deutſchen Geſellſchaft zum Studium Oſt⸗ 
europas der Direktor des Staat⸗ 
lichen Efportinſtituts in War: 

hau, M. von Turſki, in Berlin 
über Induſtrialiſierung und Außenhandel 
Polens. — Mit einem Gaſtſpiel in der 
Berliner Staatsoper begann das Ballett 
der Warſchauer Oper am 27. Ja- 
nuar eine Tourné durch Deutſchland; die 
Berliner Veranſtaltung ſtand unter dem 


Protektorat des Reichsminiſters Dr. 
Goebbels und des polniſchen Bot⸗ 
ſchafters Lipſki. — Staatsſekretär Dr. 


Schlegelber ger ſprach auf Einladung 
der polniſchen Gruppe der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft für die deutſch-polniſchen Rechts⸗ 
beziehungen am 25. Januar in Warſchau 


über die Entwicklung des Rechtes im 
Dritten Reich. — Der Generalintendant 
der Hamburger Staatsoper, 


Strohm, inſzenierte in Poſen die 
Oper „Der Fliegende Holländer“ 
von Wagner. Im Berufsverband der 
polniſchen Literaten hielt er einen Vortrag 
über die Arbeit des Operntheaters der 
Gegenwart. — Am 31. Januar führte das 
Preußiſche Staatstheater Ber: 
lin Leſſings „Emilia Galotti“ in Ratto- 
witz in der Inſzenierung des General 
intendanten Guſtav Gründgens auf; außer 
dieſem traten in den Hauptrollen auf: 
Käthe Dorſch, Marianne Hoppe, Hermine 
Körner, Günther Hadank, Friedrich Kayß⸗ 
ler, Wolfgang Liebeneiner und Bernhard 
Minetti. 5 


Urteil gegen Dr. Ulitz beſtätigt 


In Wahrung der berechtigten Intereſſen 
deutſcher Eltern hatte der Geſchäftsführer 
des Deutſchen Volksbundes, Dr. Ulitz, 
ſeinerzeit in einer Beſchwerde über die an 
einer Schule mit deutſcher Unterrichtsſprache 
unterrichtende polniſche Lehrerin Anna 
Sadzinſka darauf hingewieſen, daß 
dieſe die deutſche Sprache unge⸗ 
nügend beherrſche. Die Polin hatte darauf 
Dr. Ulitz wegen Verächtlichmachung des 


Lehrerſtandes () verklagt, verſtand es, 
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dann aber, als fie vor Gericht ihre an⸗ 
geblich ausreichenden deutſchen Sprach⸗ 
kenntniſſe nachweiſen ſollte, den Verhand⸗ 
lungstermin immer wieder hinauszuzögern, 
ſo daß ſie in der Zwiſchenzeit reichlich Ge⸗ 
legenheit zu weiterer Ausbildung hatte. 
Das Gericht aber wagte es, als es endlich 
zur Verhandlung kam, ſchließlich doch nicht, 
die Klägerin auf die Probe zu ſtellen. Den 
vom Beklagten beigebrachken Zeugen wurde 
kein Glauben geſchenkt. Dr. Ulitz wurde 
zu einer Woche Arreſt und 300 
Zloty Geldſtrafe verurteilt. Am 
24. Januar d. J. wurde in der Be⸗ 
rufungsverhandlung dieſes Urteil 
beſtätigt. Die Folgerung, die aus 
dieſem Vorgang zu ziehen iſt, iſt die, daß 
ſich ein Vertreter der deutſchen Volks⸗ 
gruppe, der bei den polniſchen Behörden 
eine berechtigte Beſchwerde einreicht, der 
Gefahr einer gerichtlichen Verurteilung 
ausſetzt. 


Neues deutſches Kirchenblatt 
Anfang Januar hat ein neues deutſch⸗ 

evangeliſches Kirchenblatt für die deut⸗ 
[hen Gemeinden der Evange: 
liſchen Kirche Augsburgiſchen 
Bekenntniſſes in Polen zu erſcheinen 
begonnen. Das Blatt kommt unter dem 
Namen „Luthererbe in Polen“ 
wöchentlich heraus; als Herausgeber 
zeichnen Paſtor D. Alfred Kleindienſt 
in Luzk (Wolhynien) und Paſtor Eduard 
Kneifel in Brzeziny bei Lodz. Im 
Geleitwort zur erſten Nummer hat es 
u. a. geheißen: „Während die polniſchen 
Glieder unſerer Kirche ſechs Gemeinde⸗ 
blätter beſitzen, haben die deutſchen 
Glaubensgenoſſen nur zwei, obwohl die 
Zahl der deutſchen Evangeliſchen viermal 
fo groß ift... Zwar haben erft vor 
kurzem,“ ſo heißt es weiter, „zwei Gemein⸗ 
deblätter lokalen Charakters (Evangeliſch⸗ 
Lutheriſcher Weichfelbote‘ und ‚Wolhyni⸗ 
fher Bote‘) ihr Erſcheinen eingeſtellt, doch 
gerade das Eingehen dieſer Blätter beweiſt, 
daß im deutſchen Teil unſerer Kirche immer 
mehr die Erkenntnis der Schickſalsgemein⸗ 
ſchaft und der Zuſammengehörigkeit heran⸗ 
reift. . Andererſeits foll unfer Blatt 
dem engeren Zuſammenſchluß 
der deulſchen Gemeinden inner 
halb unſerer Kirche dienen, 
damit nicht die gegenſeitige Entfremdung 
größer wird und den Beſtand des deutſchen 
Teils der Kirche gefährdet. Das Blatt will 
.. . zur Wahrung des Beſtandes des deut: 
ſchen Proteſtantismus in Polen nach 
Kräften beitragen“. 


Bücher über den Oſten 


Magdeburg als Hauptſtadt des deutſchen 
Oſtens im frühen Mittelalter. Von Albert 
Brackmann. H. Schmidt und C. Günther 
Pantheon-Berlag für Kunſtwiſſenſchaft, Leipzig 
1937. 88 Seiten und 16 Kunſtdrucktafeln. 
— Am 21. September 937 gründete Otto 
der Große das St. Moritzkloſter zu Magde⸗ 
burg. Damit legte er den Grundſtein zu einer 
Entwicklung, die dieſen Brückenplatz an der 
damaligen Grenze des Reiches zu einer der in 
der deutſchen Oſtgeſchichte ruhmvollſten Namen 
machen ſollte. Zwar mußte ſchon Otto der 
Große das Scheitern ſeines Planes, Magde⸗ 
burg, das er neben Aachen und Rom als Haupt⸗ 
ſtadt des Reiches ſtellte, zum Vorort des weiten 
europäiſchen Oſtens zu machen, feſtſtellen. Und 
auch dem Privileg von 1133, durch das Papſt 
Innocenz II. in Beſtätigung eines Privilegs 
von 962 den ottoniſchen Plan einer Ulnter⸗ 
ordnung der Bistümer nicht nur zwiſchen Elbe 
und Oder, ſondern auch jenſeits der Oder in 
Pommern und Polen unter das Erzbistum 
Magdeburg zu erneuern verſuchte, blieb der 
Erfolg ſchließlich verſagt. Aber in anderer 
Form konnte der Gedanke des großen Sachſen⸗ 
kaiſers doch Wirklichkeit werden: Als bahn⸗ 
brechender Faktor der deutſchen Wiederbeſied⸗ 
lung des Oſtens (unter Erzbiſchof Wichmann) 
und als Schöpferin eines für den ganzen Oſten 
bis nach Rußland hinein maßgebenden höheren 
deutſchen Rechtes wurde die Stadt an der Elbe 
doch ſchließlich die kulturelle Hauptſtadt des 
Oſtens und übte als ſolche auf Jahrhunderte 
hinaus einen die Lebensformen und die politiſchen 
Geſchehniſſe dieſes weiten Raumes maßgeblich 
beſtimmenden Einfluß aus. lleber dieſe erſten 
Jahrhunderte der Magdeburger Geſchichte, 
über die gewaltigen Gedanken, die ſie bewegten, 
über die Gegenkräfte, die ſich gegen die Ent⸗ 
faltung Magdeburgs von Oſten her erhoben, 
über den dreifachen Zwieſpalt zwiſchen Reichs⸗ 
politik und Oſtpolitik, zwiſchen Kaiſertum und 
Papſttum, zwiſchen Reichsgewalt und Fürften: 
politik, der ſich lähmend auf die Verwirklichung 
der ſich mit Magdeburg verbindenden Pläne 
legte, berichtet der Verfaſſer aus der Fülle 
ſeines überlegenen Wiſſens in ſachlich ruhiger 
und doch zugleich ungemein packender Form. 
In ihrem hiſtoriſchen Gehalt und in der Form 
der Darſtellung iſt die Arbeit Brackmanns eine 
vorbildliche Leiſtung. Dr. K 


Das Staatsoerteidigungsgeſetz im Volks⸗ 
tumskampf der CSR. Von Oswin 
Poetſchke. Grenzlandperlag Krueger und 
Horn, Dresden AA, 1937. 54 Seiten. 
— In dieſer Broſchüre wird das berüchtigte 
tſchechiſche Staatsverteidigungsgeſetz einer Be: 
trachtung auf ſeine volkspolitiſchen Motive 
und Auswirkungen hin unterſucht. Sie be⸗ 
ginnt daher mit einem Blick auf die Theſen 
der deutſchfeindlichen Propaganda der Klofatſch, 
Kuffner uſw., die während des Krieges die 
Auslieferung nicht nur der fudeten:, fondern 


auch weiter reichsdeutſcher Gebiete an das 
ihnen vorſchwebende tſchechiſche Staatsweſen 
verlangten und zugleich die ihnen zur Sicherung 
eines fo aufgeſchwemmten Staatsgebietes not- 
wendig erſcheinenden brutalen Ausrottungs⸗ 
und Verdrängungs maßnahmen anprieſen. Was 
das Geſetz, das in ſeinem weſentlichen Inhalt 
eine legislative Verwirklichung dieſer ſeiner⸗ 
zeitigen Vorſchläge darſtellt, in volkspolitiſcher 
Hinſicht bedeutet, kann man ermeſſen, wenn man 
bedenkt, daß 85 v. H. der Sudetendeutſchen 
innerhalb der durch das Geſetz geſchaffenen 
Grenzzone ſiedeln, in welcher der Militär⸗ 
behörde nahezu unbegrenzte Befugniſſe gegen⸗ 
über der Perſon und dem Beſitz der Bewohner 
zuſtehen. Im einzelnen werden dann die weſent⸗ 
lichſten Beſtimmungen des Geſetzes behandelt 
und an Beiſpielen deren praktiſche Auswirkun⸗ 
gen geſchildert. Insbeſondere wird der im 
Geſetz eine maßgebliche Rolle ſpielende Begriff 
der „ſtaatlichen Unzuverläſſigkeit“, der der Be⸗ 
hörde jede Möglichkeit offenläßt, ohne Angabe 
von Gründen gegen jede beliebige Perſon die im 
Geſetz vorgeſehene Zwangsmaßnahme zu er⸗ 
greifen, einer aufſchlußreichen Kritik unterzogen. 
Lehrreich iſt der Abriß über die Vorgeſchichte 
des Geſetzes, in dem an Hand zahlreicher 
tſchechiſcher Aeußerungen der eigentliche Zweck 
dieſes volkspolitiſchen Kampfgeſetzes noch ein⸗ 
mal klargeſtellt wird. Es iſt zu begrüßen, daß 
dieſes Geſetz, deſſen Weſen und Inhalt der 
reichsdeutſchen Oeffentlichkeit noch viel zu wenig 
bekannt ſind, hier in gedrängter Form auf ſeine 
volkspolitiſche Bedeutung hin geprüft worden 
iſt. Der Kampf des Sudetendeutſchtums um 
ſein Lebensrecht wird erſt dann ſo recht begreif⸗ 
lich, wenn man die brutale Willkürherrſchaft 
und Vernichtungsdrohung kennt, die in dem 
Staatsverteidigungsgeſetz ihre rechtliche Grund- 


lage gefunden haben. Dr. K. 

Deutſche Bauern in Ungarn. Von Erna 
Piffl. Mit einführenden Beiträgen von 
Arthur Haberlandt und Ernſt 


Rieger. Verlag Grenze und Ausland. Ber⸗ 
lin 1938. 64 Seiten mit 40 mehrfarbigen 
Bildern. Preis Leinen 7,50 RM. — Erna 
Piffl, eine junge Wiener Künſtlerin, hat mit 
dieſem ſchmalen, ſchönen Buch eine Arbeit über 
eine auslanddeutſche Volksgruppe vorgelegt, 
wie ſie in dieſer Art bisher noch nicht exiſtiert. 
Dieſe Arbeit trägt die Kennzeichen des Selbſt⸗ 
erlebten und Improviſierten; ſie wirkt gerade 
dadurch überzeugend und ergreifend. Von den 
deutſchen Bauern in Ungarn, im Bakonyerwald 
und im Schildgebirge, in der Schwäbiſchen 
Türkei und in der Batſchka, iſt die Rede. Ueber 
Familiennamen und Volksbrauch dieſer deutſchen 
Bauern wird geſprochen. Schwänke und Reime 
werden mitgeteilt. Vom Volksglauben wird 
erzählt und vor allem von den deutſchen 
Bauerntrachten in Ungarn. Und dieſe Trachten 
werden nicht nur in Worten beſchrieben, ſondern 
in etwa 40, meiſt mehrfarbigen Bildern, die 
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die Künſtlerin auf ihren Wanderungen durch die 
deutſchen Dörfer Ungarns ſo, wie ſie vorge⸗ 
funden, und mit den Menſchen, die ſie trugen, 
gemalt hat. Mit Stift und Pinfel hat fie 
lebendiges deutſches Volkstum entdeckt. Sie 
zeichnet und malt als Künſtlerin, die das Leben 
einfängt, mit der Genauigkeit einer Modell⸗ 
zeichnerin, der auch die kleinſte Verzierung an 
einem Kleide wichtig iſt, und zugleich mit dem 
wiſſenſchaftlichen Spürſinn, der ſie als geſchulte 
Volkskundlerin auszeichnet. Die prachtvollen 
Bilder häben durch den Druck nichts von ihrer 
Urſprünglichkeit und farbigen Wärme verloren. 
In zwei einleitenden Auffägen berichten Prof. 
Haberlandt und Dr. Rieger über das Werden 
der deutſchen Volkstrachten im Oſten und über 
die Entwicklung des Deutſchtums in Ungarn. 
„Der deutſche Grenzraum“, ſo ſchreibt Prof. 
Haberlandt u. a., „aber auch die deutſche Volks⸗ 
kultur als Ganzes haben den weſtlichen Slawen 
und den Madjaren eine Fülle von Anregungen 
und Vorbildern in der handwerklichen Aus⸗ 
fertigung und in der modiſchen Zurichtung ihrer 
volkstümlichen Trachten zugemittelt, wie heute 
eine landſchaftlich vertiefte Trachtenkunde dar⸗ 
zutun vermag.“ Dr. K. 
Der Admiral. Drei Novellen von Eber⸗ 
we Wolfgang Möller. Verlag 
Albert Langen⸗ org Müller, Münden 1937. 
54 Seiten. Preis 0,80 RM. — Möller weiß 
die ſonderbaren Schickſale und die faſt unwirk⸗ 
liche Atmoſphäre, in der ſie ſich abſpielen, mit 
großer Meiſterſchaft zu ſchildern: die Geſchichte 
des britiſchen Admirals Sir Shovell, der 
zweimal mit ſeinen Flotten an den Riffen der 
Seillyinſeln z zerſchellte, die Geſchichte des um die 
Defrérung Spamens vom napöleoniſchen Joch 
verdienten Regiments Santa Maria del Rey, 
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Schwellen, Masten und 
Stangen, Schnittmaterial 


des Hillswerkes 
„Mutter u. Kind“: 


das auf Befehl des Königs bis auf den letzten 
Mann erſchlagen wurde, und die Geſchichte 
des deutſchen Soldaten, der ſeine Truppe ber: 
ließ und, in einer unerklärlichen Erinnerung 
befangen, Haus und Hof eines franzöſiſchen 
Bauern verſorgte. Dr. K. 


Stephan Ludwig Roth. Ein Märtyrer des 
Deutſchtums in Siebenbürgen. Auswahl aus 
ſeinen Schriften und Briefen von Otto Fol⸗ 
berth. Verlag Albert Langen-Georg Müller, 
München. 497. f. Seiten. reis. 0.80. RIM.. 
— Dieſe Schrift, der der Herausgeber einen 
Lebensabriß Roths vorausgeſchickt hat, iſt dem 
bedeutendſten anne gewidmet, den das 
Siebenbürger Sachſentum hervorgebracht hat. 
Man kennt Stephan Ludwig Roth zumeiſt 
nur als den Märtyrer des ſiebenbürgiſchen 
Deutſchtums, der aufrecht und ſtolz als ein 
Bekenner ſeines Volkes vor die Gewehre der 

wortbrüchigen Madjaren trat. In der Aus⸗ 
wahl aus ſeinen Schriften, die das vorliegende 
Bändchen enthält, lernt man ihn auch als einen 
ſeiner Zeit vorauseilenden Vorkämpfer der 
Volksbildung kennen, als einen volks verbundenen 
Wirtſchaftspolitiker, der um die Hebung der 
ſiebenbürgiſchen Landwirtſchaft beſorgt war, als 
einen Wiedererwecker der deutſchen Oſtkoloni⸗ 
ſation, deſſen gut anlaufendes Siedlungswerk 
nur durch die kriegeriſchen Ereigniſſe des 48er 
Jahres wieder zerſtört worden iſt, und als einen 
Politiker, der mutig ſeine Stimme für die Rechte 
der Sächſiſchen Nation gegen die madjariſche 
Anmaßung erhob. Roth war ein Führer und 
Erwecker ſeines Volkes. Für ſein Lebenswerk 
gilt ſein Wort: Wer lieber den Tod erleidet, 
als die Waffen ſtreckt., kann nicht überwunden 
werden. Dr. K. 
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